
 

Stadt Leverkusen  Antrag Nr. 2022/1741 

Der Oberbürgermeister 
  

I/01-011-20-06-he 
Dezernat/Fachbereich/AZ  
 
25.08.2022 
Datum 

 
 

Beratungsfolge Datum Zuständigkeit Behandlung 

Finanz- und Digitalisierungsaus-
schuss   

19.09.2022 Entscheidung öffentlich 

 

Betreff:  

Videoüberwachung an Haltestellen im ÖPNV 
- Antrag der AfD-Fraktion vom 23.08.2022 
 
  
  
  

Anlage/n:  

1741 - Antrag 
 





 
Herrn  

Oberbürgermeister  

Uwe Richrath 

Friedrich-Ebert-Platz 1 

51373 Leverkusen 

AfD-Fraktion  
 

im Rat der  
Stadt Leverkusen  

Postfach 220186 
51322 Leverkusen 

info@afdfraktion-lev.de 

 
 

Leverkusen, den 23.08.2022 

 

 

Antrag: Prüfauftrag zu Videoüberwachung an Haltestellen 
 

 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
 
bitte setzen Sie folgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung: 
 
 
Beschluss:  
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beauftragt die Verwaltung mit einer Prüfung der rechtlichen 

und sonstigen Voraussetzungen für die Videoüberwachung ausgewählter Haltestellen im 

städtischen Nahverkehr und der Vorstellung der Ergebnisse bis Ende des Jahres. 

 
 
Begründung: 
 
Eine Anfrage der AfD-Fraktion hat die enorme Zahl an Vandalismusschäden bei 
Fahrgastunterständen im Stadtgebiet ans Tageslicht gebracht. Neben diesem 
Vandalismusproblem gibt es auch Kriminalitätsschwerpunkte und ein beeinträchtigtes 
Sicherheitsgefühl der Bürger in bestimmten Bereichen des öffentlichen Nahverkehrs in 
Leverkusen.  
 
Aus diesem Grund wurden auch bereits zahlreiche Busse der Wupsi mit Kameras 
ausgestattet und im Bahnhof Opladen durch die Deutsche Bahn eine Videoüberwachung 
installiert. Die Verwaltung sollte die Voraussetzungen für ähnliche Maßnahmen im Bereich 
der Haltestellen abseits der großen Bahnhöfe nun ebenfalls zügig prüfen und dem Stadtrat 
ihre Ergebnisse bis Ende des Jahres vorlegen. 
 



Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Yannick Noe 
Fraktionsvorsitzender 
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